
Strafanzeige

Vorwürfe gegen 
Kai Diekmann
Kai Diekmann, Noch-Heraus-
geber der Bild-Gruppe, muss
sich gegen den Vorwurf des
sexuellen Übergriffs wehren.
Nach Informationen des
SPIEGEL wirft ihm eine Mit-
arbeiterin des Unternehmens
vor, sie nach einer Klausurta-
gung in Potsdam im Sommer
beim Baden belästigt zu ha-
ben. Die dortige Staatsan-
waltschaft bestätigte eine
Strafanzeige und Ermittlun-
gen in dieser Sache. Bei
Springer hieß es, man kenne
den Vorwurf, die Mitarbeite-
rin habe sich unmittelbar
nach dem angeblichen Über-
griff an das Unternehmen ge-
wandt. Daraufhin habe man
den Fall mithilfe externer
Rechtsexperten eingehend
untersucht, habe aber mit

den zur Verfügung stehenden
Mitteln kein strafbares Ver-
halten feststellen können.
Um den Vorwurf aber rechts-
verbindlich klären zu lassen,
habe man die Erkenntnisse
mit dem Einverständnis Diek-
manns an die Staatsanwalt-
schaft gegeben. Die Anzeige
der Mitarbeiterin sei un -
mittelbar danach  erfolgt.
 Diekmann bestreitet den
 Vorwurf. 

Ende 2016 hatte der lang-
jährige „Bild“-Chefredakteur
bekannt gegeben, den Sprin-
ger-Konzern zu Ende Januar
zu verlassen. Mit den jetzt
bekannt gewordenen Vorwür-
fen habe das Ausscheiden
aber nichts zu tun, die Ent-
scheidung dazu sei vor über
einem Jahr gefallen, heißt es
aus dem Unternehmen. Die
Vorwürfe hätten den geplan-
ten Abschied allenfalls be-
schleunigt. red

„Islamischer Staat“

Bei Facebook 
rekrutiert
Der „Islamische Staat“ wirbt
geflüchtete Syrer offenbar
systematisch über soziale
Netzwerke für Anschläge an.
Darauf deuten die Aussagen
eines an Silvester in Saarbrü-
cken festgenommenen Terror-
verdächtigen hin. Hasan A.,
ein Flüchtling, der seit zwei
Jahren in Deutschland lebt,
sagte in seiner Vernehmung,
ein IS-Anwerber habe ihn
über Facebook angesprochen.
Als er Interesse äußerte, sei-
en ihm weitere IS-Kontakte
vermittelt worden. Ein wohl
dem IS zugehöriger Rekrutie-
rer aus Rakka forderte über

den Messenger-Dienst Tele-
gram einen Identitätsnach-
weis von dem Syrer. Laut
Haftbefehl schickte dieser da-
raufhin im Dezember Fotos
seiner AOK-Krankenkassen-
karte und seiner Registrie-
rung als Asylbewerber.

Den Ermittlungen zufolge
bat Hasan A. seinen Chat-
partner um 180000 Euro zur
Finanzierung der Anschläge.
Dabei sollten mit Sprengstoff
präparierte und als Streifen-
wagen umlackierte Fahrzeu-
ge in fünf Städten eingesetzt
werden. Noch bevor er eine
Antwort erhielt, wurde der
Syrer in einer Saarbrücker
Wohnung festgenommen.
Der entscheidende Hinweis
kam laut Haftbefehl von ei-

nem Informanten, der kurz
vor Silvester an das Bundes-
kriminalamt herangetreten
war. Er stellte der Behörde

Chats des 38-Jährigen zur
Verfügung.

In seiner Vernehmung be-
stritt Hasan A. den Anschlags-
plan. Sein Rechtsanwalt Mari-
us Müller sagte, sein Mandant
habe die Absicht lediglich vor-
getäuscht, um an Geld zu ge-
langen und damit unter ande-
rem seinen kranken Vater in
Damaskus zu unterstützen.
Die Behörden haben erhebli-
che Zweifel an dieser Darstel-
lung. In der Wohnung fanden
sie eine Preisliste für Autos,
die Fahnder als Indiz für eine
tatsächliche Anschlagsvorbe-
reitung werten. jdl, rol

Mehr zu dem Thema am Sonn-
tag, 8. Januar, 22.05 Uhr im
SPIEGEL TV Magazin auf RTL.

21DER SPIEGEL 2 / 2017

Deutschland

S
P
IE
G
E
L 
TV

Festgenommener Hasan A. 

Parteien

Millionen für AfD-
nahe Stiftungen?
Nach juristischen und politi-
schen Streitereien hat die AfD
im dritten Anlauf ihre „Desi-
derius-Erasmus-Stiftung“ auf
den Weg gebracht. Für die par-
teinahe Stiftung, die politische
Schulungen und eine Begab-

tenförderung anbieten soll, er-
hofft die AfD sich je nach
Wahl erfolg staatliche Zuschüs-
se von bis zu 80 Millionen
Euro im Jahr. Insgesamt be-
trägt der Fördertopf für politi-
sche Stiftungen auf Bundes-
ebene knapp 500 Millionen
Euro. Konflikte um Persona-
lien überschatteten die Sit-
zung zur Neugründung am 

10. Dezember 2016 in Frank-
furt am Main. Alter und neuer
Stiftungsvorsitzender ist AfD-
Gründungsvorstand Konrad
Adam. Die Partei will zudem
Landesstiftungen gründen. In
Alexander Gaulands Verband
ist dies mit der „Erasmus-Stif-
tung Brandenburg“ schon ge-
schehen. Das Vermögen der
Stiftung solle im Falle der 

Auflösung an die Deutsche Le-
bens-Rettungs-Gesellschaft fal-
len. In Brandenburg spekuliert
die AfD auf staatliche Mittel
von mehr als 85000 Euro im
Jahr. Für 2016 habe man aber
nur etwa 34000 Euro erhalten.
Weitere Landesstiftungen sind
nach AfD-Angaben in Baden-
Württemberg und Nordrhein-
Westfalen geplant. ama, sve
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